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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 16. BT 


(Nr. 2712.) Geſetz wegen Praͤkluſion der Anſpruͤche früherer Beſitzer regulirungsfaͤhiger 
baͤuerlicher Stellen im Großherzogthum Poſen, im ehemaligen Kulm⸗ 
und Michelauſchen Kreiſe, und im Landgebiete der Stadt Thorn. Vom 
8. Februar 1846. N 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. c. 


verordnen nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde der Provinzen Preußen 
und Poſen auf den Bericht Unſeres Staatsminiſteriums und nach vernomme⸗ 
nem Gutachten Unſeres Staatsraths, was folgt: 


51 1. 

5 Alle diejenigen, welche aus der Kabinetsorder vom 6. Mai 1819. (Ge⸗ 
ſetzſammlung Seite 153.) oder dem Geſetze wegen Regulirung der gutsherr— 
lichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe im Großherzogthum Poſen und in den mit 
Weſtpreußen wieder vereinigten Diſtrikten, dem Kulm- und Michelauſchen 
Kreiſe, und dem Landgebiete der Stadt Thorn vom 8. April 1823. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 49.) Eigenthumsanſpruͤche auf regulirungsfaͤhige baͤuerliche, 
von ihnen oder ihren Erblaſſern fruͤher beſeſſene Stellen, oder Entſchaͤdigungs⸗ 
Anſpruͤche wegen deren Entziehung herleiten wollen, muͤſſen dieſe Anſpruͤche 
vor dem 1. Januar 1849. und zwar, wenn die Stellen in dem Großherzog⸗ 
thum Poſen belegen ſind, bei der Generalkommiſſion zu Poſen, wenn ſolche 
aber in den uͤbrigen oben genannten Diſtrikten liegen, bei der Regierung zu 
Marienwerder anmelden, widrigenfalls ſie mit denſelben praͤkludirt ſein ſollen. 


$. 2. 
Dieſe Praͤkluſion (F. 1.) bleibt jedoch ausgefchloffen, wenn die in An— 
ſpruch genommene regulirungsfähige bäuerliche Stelle ſich zur Zeit der Anftel- 
Jahrgang 1846. (Nr. 2712.) 33 lung 


Ausgegeben zu Berlin den 26. Juni 1846. 


Bi 
lung der Klage noch im Beſitze des Gutsherrn, welcher die Stelle eingezogen 
hat, oder der Erben deſſelben befindet. 


$. 3. 


Die nach den §§. 99. und 100. des Geſetzes vom 8. April 1823. den 
Gutsbeſitzern obliegende Verpflichtung zur Wiederbeſetzung erledigter, zu den 
gutsherrlichen Ackerwerken eingezogener, oder ſonſt an die Gutsherrſchaſt zu⸗ 
ruͤckgefallener regulirungsfaͤhiger baͤuerlicher Stellen wird durch die gegenwaͤr⸗ 
tige Verordnung nicht abgeaͤndert. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 8. Februar 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. 
Uhden. 


Beglaubigt: 
Bode. 


(Nr. 2713.) 


u un 


(Nr. 2713.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungsurkunde vom 12. Juni 1846., nebſt dem dazu gehörigen 
Nachtrage zu dem Statute der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft, 
in Betreff der Emiſſion von 4000 Stuͤck Prioritaͤtsobligationen im Be⸗ 
trage von 500,000 Rthlr. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
| Preußen ꝛc. ır. 


Nachdem die Direktion der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft im 
Einverſtaͤndniſſe mit dem Ausſchuſſe gedachter Geſellſchaft gemäß dem $. 5. 
des von Uns beſtaͤtigten Statuts (Geſetzſammlung fuͤr 1844. Seite 678. ff.) 
befchloffen hat, unter Abänderung des $. 4. des gedachten Statuts den zur 
vollftändigen Ausfuͤhrung nnd Ausruͤſtung der Bahn erforderlichen Koftenbe- 
trag auf 2,000,000 Thaler feſtzuſetzen und ſomit den in dem vorerwaͤhnten 
$. 4. auf 1,500,000 Rthlr. beſtimmten Fonds um 500,000 Rthlr. zu erhöhen, 
wollen Wir zu dieſer Erhoͤhung des Grundkapitales der Niederſchleſiſchen 
Zweigbahngeſellſchaft hiermit Unſere Zuſtimmung ertheilen, auch genehmigen, 
daß jener Betrag durch Ausgabe ſo genannter Prioritaͤtsobligationen aufge⸗ 
bracht werde, und den Plan für die Emiſſton von 4000 Stück Prioritaͤtsobli⸗ 
gationen der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft, wie ſolcher nach Inhalt 
der Anlage feſtgeſtellt worden iſt, als einen Nachtrag zu dem Statute dieſer 
Geſellſchaft hiermit beſtaͤtigen. 


Die gegenwaͤrtige Genehmigung und Beſtaͤtigung ſoll nebſt dem neben 
erwaͤhnten Plane durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 
Gegeben Sansſouei, den 12. Juni 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Flottwell. 
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Plan und Bedingungen 
der Verausgabung von 


1000 Stuͤck à 200 Rthlr. 
3000 E a 100 - 


Prioritaͤtsobligationen der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft. 


$. 1. 


Da das im $. 4. des unterm 8. November 1844. Allerhoͤchſt beftätigten 
Statuts der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft 


(Geſetzſammlung de 1844. Seite 677.) 


auf 1,500,000 Thaler vorläufig feſtgeſetzte Anlagekapital zur Herſtellung und 
Inbetriebſetzung der Bahn nicht ausreicht, ſo ſoll zufolge Beſchluſſes der nach 
H. 5. des Statuts hierzu ermaͤchtigten Direktion und des Ausſchuſſes vom 23. 
März 1846., vorbehaltlich der Genehmigung des Königlichen Finanzminiſterii, 
der noch fehlende Bedarf von 500,000 Rthlrn. durch eine Anleihe auf Priori⸗ 
taͤtsobligationen nach den Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Plans beſchafft 
werden. 


$. 2. 


Dieſe Prioritätsobligationen werden nach dem beiliegenden Schema in 

7 1000 Stuͤck A 200 Rthlr. in fortlaufenden Nummern von 1. bis 1000, und 

in 3000 Stuck à 100 Rthlr. in fortlaufenden Nummern von 1001. bis 4000. 

gegen fofortige Einzahlung ihres vollen Nennwerths ausgegeben und erhalten 

vorlaͤufig Zinskupons auf 5 Jahre. Auf der Ruͤckſeite der Obligationen wird 
der gegenwaͤrtige Plan abgedruckt. 


$. 3. 


Die Prioritaͤtsobligationen werden mit 45 Prozent jährlich verzinſet und 
die Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen am 2. Januar und am 1. Juli jeden 
Jahres gezahlt. An den Dividenden nehmen dieſe Prioritätsobligationen keinen 
Theil, dagegen erhalten ſie, fuͤr Zinſen und Kapital, das Vorzugsrecht vor den 
Stammaktien. 

§. 4. 


H. 4. 


Eine Amortiſation dieſer Prioritaͤtsobligationen findet in den erſten fünf 
Jahren nach Eroͤffnung des Betriebs auf der ganzen Bahn gar nicht Statt, 
vom ſechſten Betriebsjahre ab unterliegen ſie jedoch der Amortiſation, und es 
wird fir dieſe alljährlich die Summe von 5000 Rthlrn. unter Zuſchlag der 
durch die eingelöfeten Obligationen erſparten Zinſen und etwaiger Zinſeszinſen 
aus dem Ertrage des Eiſenbahnunternehmens verwendet. Die Zuruͤckzahlung 
der zu amortiſirenden Obligationen erfolgt an einem beſonders bekannt zu 
machenden Termine. Es bleibt jedoch der Generalserfammlung der Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft vorbehalten, mit Genehmigung der Staatsverwaltung den Amorti⸗ 
ſationsfonds zu verſtaͤrken und fo die Tilgung der Prioritaͤtsobligationen zu 
beſchleunigen. Auch ſteht der Eiſenbahngeſellſchaft das Recht zu, außerhalb 
des Amortiſationsverfahrens, unter Genehmigung der Staatsverwaltung ſaͤmmt⸗ 
liche Obligationen der gegenwaͤrtigen Emittirung nach Ablauf der erſten fuͤnf 
Betriebsjahre, durch die öffentlichen Blätter zu kuͤndigen und durch Zahlung 
des Nennwerths einzuloͤſen. 


$ 5. 


Den Inhabern der Prioritaͤtsobligationen bleibt jedoch das Recht vor⸗ 
behalten, innerhalb der erſten fuͤnf Betriebsjahre zu erklaͤren, dieſe Prioritaͤts⸗ 
Obligationen in Stammaktien von gleichem Betrage umtauſchen zu wollen. 

Dieſe Erklaͤrung wird durch Stempelung der Prioritaͤtsobligationen doku⸗ 
mentirt, in deren Folge am Ende des fuͤnften Betriebsjahres der Umtauſch 
Statt findet und ſodann dieſe Aktien in allen Beziehungen nach den durch das 
Geſellſchaftsſtatut feſtgeſtellten Rechtsverhaͤltniſſen der Stammaktien zu beur⸗ 
theilen ſind. 


$. 6. 


So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritaͤtsobligationen eingeloͤſet 
oder der Ginlöfungs- Geldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft 
von den zur Bahnlinie, zu den Bahnhöfen und zum Bahnbetriebe verwendeten 
und eingerichteten Grundſtuͤcken nichts veräußern, auch eine weitere Aftien- 
Emittirung ſo wenig, als ein Anleihe-Geſchaͤft unternehmen, es muͤßte denn 
ſein, daß den Obligationen der jetzigen Emittirung fuͤr Kapital und Zinſen 
das Vorrecht vor den ferner auszugebenden Aktien oder Schuldſcheinen ge: 
ſichert wird. 

Cr. 2713.) N In 


3 


In der Veraͤußerung ſolcher Grundſtuͤcke hingegen, welche weder zur 
Bahnlinie, noch zu den Bahnhoͤfen, noch zum Bahnbetriebe benutzt werden, 
wird die Geſellſchaft unter Vorbehalt der Genehmigung der Königlichen Re⸗ 
gierung 


(Geſetz vom 3. November 1838. $. 7. Geſetzſammlung de 1838. 
Seite 507.) 


hierdurch nicht beſchraͤnkt. 


. 


Die Nummern der nach der Beſtimmung des F. 4. zu amortiſirenden 
Obligationen werden jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt, und wenigſtens drei 
Monate vor dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht. Es wird jedesmal 
ein moͤglichſt gleicher Kapitalsbetrag in Obligationen à 200 Rthlr. und in Obli- 
gationen A 100 Rthlr. gezogen. 


§. 8. 


Die Verlooſung geſchieht durch die Direktion, in Gegenwart eines ge- 
richtlichen Notars, in einem 14 Tage vorher zur Öffentlichen Kenntniß zu brin⸗ 
genden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritätsobligationen der Zu⸗ 
tritt geſtattet iſt. 


$. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooſeten Obligationen erfolgt an dem dazu 
beſtimmten Tage in Glogau von der Geſellſchaftskaſſe nach dem Nominal⸗ 
werthe an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit 
dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgeloofeten Obligationen auf. Mit 
letzteren find zugleich die ausgereichten, noch nicht fälligen Zinskupons ein⸗ 
zuliefern. 


Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von 
dem Kapital gekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. 


§. 10. 


Die Nummern der zur Zuruͤckzahlung fälligen, nicht zur Einloͤſung vor⸗ 
gezeigten Obligationen werden waͤhrend drei Jahren nach dem Zahlungstermin 


jaͤhr⸗ 


— 


jährlich einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft Behufs der Empfang: 
nahme der Zahlung oͤffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche nicht in⸗ 
nerhalb zehn Jahren nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einlöſung vor- 
gezeigt werden, ſind werthlos, welches von dem Direktorium unter Angabe der 
werthlos gewordenen Nummern alsdann oͤffentlich zu erklaͤren iſt. 


Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtun⸗ 
gen mehr. b 


§. 11. 


Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskupons kann kein 
Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 


$. 12. 


Die vorſtehend vorgeſchriebenen oͤffentlichen Bekanntmachungen erfolgen 
durch die Allgemeine Preußiſche, die Voſſiſche und die Breslauer Zeitung. 


$. 13. 


Die Inhaber der Prioritaͤtsobligationen ſind zwar berechtigt, an den 
Generalverſammlungen Theil zu nehmen, jedoch weder ſtimm⸗ noch wahlfaͤhig. 


(Nr. 2743.) Schema 


en 


Schema der Prioritaͤtsobligationen. 
M 


Prioritaͤtsobligation 
der 
Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft. 
über 


Ein] hundert Thaler 
Zwei J Preuß. Courant. 


a 4% pro Cent jährlicher Zinſen. 


Inhaber dieſes hat auf Hoͤhe von Swei | hundert Thalern Preuß. Cour. 


Antheil an dem in Gemaͤßheit des umſtehenden Planes emittirten Kapital von 
Fuͤnfhundert Tauſend Thalern Prioritaͤtsobligationen der Niederſchleſiſchen 


Zweigbahngeſellſchaft. 
Glogau, den ten 1846. 


Die Direktion der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft. 


(L. S.) 


(Namen der Direktoren.) 


